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Beschlussempfehlung
des Haushalts- und Finanzausschusses

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/4171 -

Gesetz zur Anderung des Thiiringer Finanzausgleichs-
gesetzes und weiterer Gesetze sowie zur Aufhebung des
Thuringer Gesetzes fiur eine kommunale Investitionsof-
fensive 2021 bis 2024

Berichterstatter: Abgeordneter Emde
Beratungen:

Durch Beschluss des Landtags in seiner 62. Plenarsitzung am 22. Ok-
tober 2021 wurde der Gesetzentwurf an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss Uberwiesen.

Der Haushalts- und Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner
35. Sitzung am 12. November 2021, in seiner 36. Sitzung am 22. No-
vember 2021, in seiner 37. Sitzung am 30. November 2021, in seiner
38. Sitzung am 3. Dezember 2021, in seiner 40. Sitzung am 10. Dezem-
ber 2021 und in seiner 44. Sitzung am 27. Januar 2022 beraten.

Die Beratungen erfolgten gemeinsam mit dem Thiringer Haushaltsge-
setz 2022 (Drucksache 7/4170); in der 35. Sitzung am 12. November
2021, in der 36. Sitzung am 22. November 2021 und in der 38. Sitzung
am 3. Dezember 2021 zudem gemeinsam mit dem Ersten Gesetz zur
Anderung des Thiringer Corona-Pandemie-Hilfefondsgesetzes (Druck-
sache 7/4172).

In der 40. Sitzung am 10. Dezember 2021 und in der 44. Sitzung am
27. Januar 2022 erfolgte die Beratung zudem gemeinsam mit dem Mit-
telfristigen Finanzplan fiir die Jahre 2021 bis 2025 fiir den Freistaat
Thiringen (Drucksache 7/4454) und mit dem Bericht Gber den Stand
und die voraussichtliche Entwicklung der Finanzwirtschaft des Landes
(Drucksache 7/4455).

In der miindlichen Anhérung in der 36. Sitzung am 22. November 2021
bestand fiir den Gemeinde- und Stadtebund Thiringen und den Thi-
ringischen Landkreistag die Mdglichkeit, zu dem Gesetzentwurf Stel-
lung zu nehmen.
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In dem erganzenden schriftlichen Anhérungsverfahren bestand fir den
Gemeinde- und Stadtebund Thiringen sowie den Thiiringischen Land-
kreistag die Moglichkeit, zu den Anderungsantragen und Fragestellun-
gen der Fraktionen sowie der Parlamentarischen Gruppe der FDP Stel-
lung zu nehmen. Zudem bestand die Mdglichkeit, zu den Vorschlagen
des jeweils anderen Anzuhdrenden aus der ersten und zweiten Anho-
rungsrunde Stellung zu nehmen und die eigene erste Stellungnahme
ZuU erganzen.

In einem weiteren ergdnzenden schriftlichen Anhérungsverfahren be-
stand fur den Gemeinde- und Stadtebund Thiringen sowie den Thrin-
gischen Landkreistag die Méglichkeit, zu weiteren eingegangenen An-
derungsantragen der Fraktionen sowie der Parlamentarischen Gruppe
der FDP Stellung zu nehmen. Zudem bestand die Méglichkeit, die eige-
nen Stellungnahmen aus den vorangegangenen Anhdérungsverfahren zu
erganzen und zu den Vorschlagen des jeweils anderen Anzuhdrenden
aus diesem Anhdrungsverfahren und aus den vorangegangenen Anho-
rungsverfahren Stellung zu nehmen.
Beschlussempfehlung:
Der Gesetzentwurf wird mit folgenden Anderungen angenommen:
A. Artikel 1 wird wie folgt geandert:

I.  Nummer 1 Buchst. a erhalt folgende Fassung:

"a) Absatz 3a wird wie folgt geandert:

aa)ln Satz 2 wird die Angabe '36,19 vom Hundert' durch die
Angabe '37,17 vom Hundert' ersetzt.

bb)Nach Satz 3 wird folgender Satz angefligt:

'Der nach dieser Regel ermittelte Betrag erhéht sich ab
dem Jahr 2022 um 100.000.000 Euro."

II. Nummer 2 erhalt folgende Fassung:
"2. § 4 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden nach Nummer 15 folgende Nummern 16
und 17 eingeflgt:

'"16. Kommunale Investitionspauschalen nach § 22e,
17. Sonderlastenausgleich Klimaschutz- und Klimaanpas-
sungsmalnahmen nach § 22f;
b) In Satz 2 und 3 Halbsatz 1 wird jeweils die Verweisung
'Satz 1 Nr. 1 bis 15" durch die Verweisung 'Satz 1 Nr. 1
bis 17" ersetzt."
[ll. Nummer 4 erhalt folgende Fassung:

"4.§ 7 erhalt folgende Fassung:
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Verwendung der Schliisselzuweisungen

(1) Von der Schlisselmasse wird im Jahr 2022 vorab ein Be-

trag von

1. 27.000.000 Euro fur Schliusselzuweisungen fur Gemein-
deaufgaben nach § 8 und

2. 63.000.000 Euro fur Schlusselzuweisungen fur Kreisauf-
gaben nach § 12 abgezogen.

(2) Die verbleibende Schliisselmasse wird wie folgt verwendet:

1. 43,9 vom Hundert fir Schlisselzuweisungen fir Gemein-
deaufgaben an kreisangehdrige Gemeinden und kreisfreie
Stadte und

2. 56,1 vom Hundert fiir Schliisselzuweisungen fiir Kreisauf-
gaben an Landkreise und kreisfreie Stadte."

IV. Nummer 10 erhalt folgende Fassung:
"10. Nach § 22 d werden folgende §§ 22 e und 22 f eingefligt:

'§22e
Kommunale Investitionspauschale

(1) Die Kommunen erhalten in den Ausgleichsjahren 2022

bis 2024 jahrlich eine allgemeine investive Zuweisung (kom-

munale Investitionspauschale) nach folgenden MalRgaben:

1. kreisangehdrige Gemeinden und kreisfreie Stadte erhal-
ten 28,29 Euro je Einwohner,

2. Landkreise und kreisfreie Stadte erhalten 18,86 Euro je
Einwohner.

Die Zuweisungen werden durch Vervielfaltigung der Betra-

ge nach Satz 1 mit der nach § 30 Abs. 2 in Verbindung mit

Absatz 1 Satz 1 bis 3 bestimmten Einwohnerzahl ermittelt.

(2) Die kommunale Investitionspauschale ist fiir Investitionen
zu verwenden. Der Nachweis der zweckentsprechenden Ver-
wendung istim Rahmen der jeweiligen Jahresrechnung ge-
genuber dem Landesverwaltungsamt zu fihren. Nicht ver-
brauchte Mittel sind einer Rucklage zuzufiihren und in den
Folgejahren zweckentsprechend zu verwenden. Bei festge-
stellter nicht zweckentsprechender Verwendung sind die Mit-
tel zurtickzuzahlen.

(3) Die Mittel nach Absatz 1 sollen zum 15. Marz des laufen-
den Finanzausgleichsjahres ausgezahlt werden.

(4) Investitionspauschalen nach Absatz 1 werden bei der
Ermittlung der Hohe einer zu bewilligenden Bedarfszuwei-
sung gemal § 24 Abs. 2 bis zum Ablauf des Jahres 2024
nicht bedarfsmindernd berticksichtigt. Innerhalb dieses Zeit-
raums besteht im Rahmen einer bestehenden Haushaltssi-
cherungspflicht keine Beschrankung der Zweckbindung der
Mittel auf notwendige Investitionen.

(5) Zum Ausgleichsjahr 2025 erfolgt durch das fur den kom-
munalen Finanzausgleich zustandige Ministerium eine Uber-
prufung der kommunalen Investitionspauschale dem Grun-
de und der H6he nach.
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§22f
Sonderlastenausgleich Klimaschutz- und
Klimaanpassungsmaflnahmen

(1) Gemeinden und Landkreisen kdnnen ab dem Jahr 2022
Finanzzuweisungen fir MalRnhahmen des Klimaschutzes und
der Klimaanpassung im Rahmen des Klimapaktes nach § 8
Abs. 2 des Thuringer Klimagesetzes gewahrt werden.

(2) Uber die im Landeshaushalt eingestellten Mittel verfiigt
das fur Umweltschutz zustandige Ministerium. Die Verteilung
der Mittel einschlief3lich des Verfahrens wird durch Verwal-
tungsvorschrift des fir Umweltschutz zustédndigen Ministeri-
ums im Einvernehmen mit dem fir den kommunalen Finanz-
ausgleich zustandigen Ministerium und dem fir Finanzen
zustandigen Ministerium geregelt."

V. Nummer 16 erhalt folgende Fassung:
"16. Der bisherige § 38 wird § 37 und wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird die Angabe '2022' durch die Anga-
be '2023' ersetzt.

b) Im Text wird die Angabe '2021' durch die Angabe '2022'
und die Angabe '2022' durch die Angabe '2023' ersetzt."

B. Folgender neue Artikel 6 wird eingefiigt:

) "Artikel 6
Anderung des Thiiringer Gesetzes zur Starkung
kreisangehoriger Gemeinden

Das Thiringer Gesetz zur Starkung kreisangehériger Gemeinden
vom 22. Dezember 2020 (GVBI. S. 678, 680) wird wie folgt geandert:

1. § 1 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 1 wird die Angabe '2021' durch die Angabe '2022' er-
setzt.

b) In Absatz 3 wird die Angabe '2019' durch die Angabe '2020' er-
setzt.

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird die Angabe '2021' durch die Angabe '2022' er-
setzt

b) Die Satze 3 bis 6 werden aufgehoben."

C. Der bisherige Artikel 6 wird Artikel 7 und Satz 1 erhalt folgende Fas-
sung:

"Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in Kraft."

Emde
Vorsitzender



	Gesetz zur Änderung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes und weiterer Gesetze sowie zur Aufhebung des Thüringer Gesetzes für eine kommunale Investitionsoffensive 2021 bis 2024
	Beratungen:
	Beschlussempfehlung:
	A.	Artikel 1 wird wie folgt geändert:
	'§ 7 Verwendung der Schlüsselzuweisungen
	B.	Folgender neue Artikel 6 wird eingefügt:
	C.	Der bisherige Artikel 6 wird Artikel 7 und Satz 1 erhält folgende Fassung:



